
,ßdndeseoziaiglelrich'l"

' Az„; } RK15/67 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssfreif

Schäbisch Gmünder Ersatzkasse, Schwäbisch Gmünd;
Goethestraße 43,

Verkündet am
28° Februar 1967 Beklagte und Revisionsklägerln. ;

_ — Prozeßbevollmächtigtez ; “

RegObersekretär
Schriftführer

g e g e n

die Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein,
Lubeck, Kronsforder Allee 2-6,

Klägerin und Hevisionsbeklagce‚

29355329923

Der 3° Senat des Bundessozialgerichts han a

mündliche Verhandlung vom 280 Februar 1967 durch

Senatspräsident Prof„ Dre B o g s
— Vorsitzender —,

Bundesrichter ‚ Dr° K r e b s und

Bundesrichter S p i e l m e y e r ,
Bundessozialrichter Dr° 3 b e r l e und

Bundessozialrichter N o t t b o h m

für Recht erkannt:

Die Revision der beklagten Ersatzkasse gegen cas

Urteil des SchleswigaHolsteinischen Landessozialw

gerichts vom 28° Februar 1963 wird zurückgewiesen‚

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°

| [\J |
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Die klagende Landesversicherungsanstalt (LVA) verlangt von

der beklagten Ersatzkasse Schadensersatz, weil diese als

Einzugsstelle von Rentenversicherungsbeiträgen die ihr hin—

sichtlich des Beitragseinzugs obliegenden Pflichten schuld-

haft verletzt habe (@ 1436 der Reichsversicherungsordnung

-Rvo-)° '

Über das Vermögen der Firma w ' Maschinen— und Apparatebau

GmbH in A
_

ist vor einigen Jahren das Vergleichsver-

fahren eröffnet worden„ Die bisher nicht beglichenen Beitrags“

schulden der Firma betragen über 59000 DM, davon allein gegen«

über der klagenden LVA annähernd 3„ooo DM@ Die LVA meint, die

beklagte Ersatzkasse habe infolge eines Rechtsirrtums zu spät

Zwangsvcllstreckungsmaßnahmen gegen die Beitragsschuldnerin

eingeleitet und dadurch die Nichteinziehbarkeit der Beiträge

verschuldetc Nachdem die Ersatzkasse der LVA Ende 1958 von

den Beitragsrückständen berichtet hatte, erhob diese — nach

längerem ergebnislosen Schriftwechsel mit der Beklagten — im

April 1961 Klage gegen sie; die Klageschrift war von einem

Mitglied der Geschäftsführung der LVA unterzeichnet° Die Kl?w

gerin beantragte, die Beklagte zum Ersatz des Beitragsaus-

falls nebst 4 % Zinsen zu verurteilen„

Das Sozialgericht (SG) wies die Klage als unzulässig ab, weil
ihre Erhebung nicht zu den laufenden Verwaltungsgeschäften

der LVA gehöre und diese daher insoweit nicht von den Mitglie»

dern der Geschäftsführung vertreten werde„ Außerdem sei über

die Klage nicht im sozialgerichtlichen Verfahren, sondern im

ordentlichen Rechtsweg zu entscheiden; das ergebe sich aus

5 30 Abs„ 2 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), der u‚a‚
Schadensersatzansprüche aus der Verletzung öffentlich—recht»

licher Pflichten den ordentlichen Gerichten zuweise (Urteil

vom 16„ August 1962)„
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Auf die Berufung der LVA hob das Schleswig—Holsteinische

Landessozialgericht (LSG) das erstinstanzliche Urteil auf

und verwies den Rechtsstreit an das SG zurückz'■ntgegen

der Ansicht des SG gehöre die Geltendmachung von Schadens-

ersatzansprüchainach % 1M36 RVO nicht zu den dem Vorscand

verbliebenen wichtigen und grundsätzlichen Fragen der

Durchführung der gesetzlichen Rentenversicherung, sondern

mit zu den der Geschäftsführung obliegenden typischen

Geschäften der laufenden Verwaltung„ Auch sei hier der

Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichtsbsrkeit zu—

lässig‚ Sehedensersatzansprüche nach 5 1436 RVO seien

öffentlich-rechtlicher Natur, die ordentlichen Gerichte

seien deshalb insoweit nicht zuständig‚ Diese hätten auch

früher nicht über vergleichbare Schadensersatzansprüche des
Trägensder Arbeitslosenversicherung gegen die Einzugsstel-

len CHCSCÜi€dGB»@#0 Abs? 2 VWGOeröffne zwar den ordent-
lichen Rechtsweg für Schadensersatzansprüche aus der Ver«

letzung öffentlich—rechtlicher Pflichten, das gelte "jedoch

nur für echte Schedensersatzhlagen aus @839 BGB in Verbin-
dung mit Art„ 34 GG"„ Eine solche Klage habe die Klägerin

nicht erhoben (Urteil vom 28‘ Februar 1963)„

Die beklagte Ersatzk33se rügt mit der vom LSG zugelasse-

nen Revision, dieses habe zu Unrecht angenommen, daß die

Erhebung der vorliegenden Schadensersatzklage zu den lau—

fenden Verwaltungsgeschäften der LVA gehöre„ Von einer mehr

oder weniger regelmäßigen Wiederkehr solcher Geschäfte könne

bei der Klägerin nicht die Rede sein, es handele sich viel-

mehr um ein Geschäft "mit ausgesprochenem Ausnahmecharakter"°
Über den Rechtsstreit hätten auch nicht die Gerichte der

Sozialgerichtsbarkeit‚ sondern die ordentlichen Gerichte

zu entscheiden„ Schadensersatzansprüche aus der Verletzung

öffentlich—rechtlicher Pflichten seien wegen ihrer sachli-

chen Nähe zu den Amtshaftungsansprüchen kraft Tradition

den ordentlichen Gerichten zugewiesen„ 5 40 Abs„ 2 VwGO

]

_
4
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habe insoweit eine endgültige, alle Zweifel ausschließende

Regelung getroffen, Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Schleswig—Holsteinischen LSG vom
28° Februar 1963 aufzuheben und die Berufung
der Klägerin gegen das Urteil des SG Schlesweig

vom 16„ August 1962 zurückzuweisen„

Die klagende LVA hält das angefochtene Urteil für zutref—

fend und beantragt,

die Revision der Beklagten zürückzuweisen,

hilfsweise,

die Sache an das zuständige Landgericht zu verweisen,

Das beigeladene Amt A: hat im Revisionsverfahren kei—

nen Antrag gestellt, „

II

Die Revision der beklagten Ersatzkasse ist unbegründet,

Das Berufungsgericht hat zutreffend entschieden, daß die

Mitglieder der Geschäftsführung der klagenden LVA befugt

sind, die Klägerin im vorliegenden Rechtsstreit zu vertre»

ten„ Die Führung dieses Rechtsstreits gehört zu den lau—

fenden Verwaltungsgeschäften eines Rentenversicherungsträ—

gers im Sinne des @ 8 Abs„ & des Gesetzes über die Selbst—

verwaltung und über Änderungen von Vorschriften auf dem

Gebiet der Sozialversicherung (Selbstverwaltungsgesetz) vom

220 Februar 1951 in der Fassung der Bekanntmachung vom

13° August 1952 (BGBl I S„ ?“?)O Soweit die Mitglieder der

Geschäftsführung hiernach selbständig handeln dürfen, ist

auch die gerichtliche Vertretung des Versicherungsträgers

ihnen und nicht dem Vorstand (% 6 Abs„ 1 Selbstverwaltungs«

gesetz) übertragen (@ 8 Abs" 4 Satz 1, 2„ Halbsatz)„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5-

Die Unterscheidung zwischen laufenden und sonstigen Verwal—

tungsgeschäften hat sich im Kommunalrecht herau5gebildet
(vgl° die im Reichs— und Preußischen Verwaltungsblatt Bd, 52

S„ 687 Anm„ 25 angeführten zahlreichen Entscheidungen und

aus der Nachkriegszeit BGHZ 14, 89; 21, 59; 32, 375)„ Der
Kreis der laufenden Verwaltungsgeschäfte ist dabei im wesent—

llichen übereinstimmend auf solche Geschäfte beschränkt worden,

die mehr oder weniger regelmäßig wiederkehren und sachlich,

insbesondere wirtschaftlich, keine erhebliche Bedeutung

haben (ähnlich Gönnenwein, Gemeinderecht, S, 358; Salzmann/

Schunck, Kommentar zum Selbstverwaltungsgesetz für Rhein-

'land—Pfalz, 2. Aufl., @ 41 Anm„ 2 8° 154; Kunze/Schmidt,

Kommentar zur Gemeindeordnung für Baden-Württemberg, @ 44

Anm„ 11 5 s‚ 515 ff)° ' '

Diese Abgrenzung der laufenden Verwaltungsgeschäfte ist im

eigenen, weitgehend "rechtsfreien" und von Gesichtspunkten

der Zweckmäßigkeit bestimmten Selbstverwaltungsbereich der

Gemeinde sinnvoll, sofern mit ihr die Besehlußfassung über

alle nicht alltäglichen Geschäfte den Mitgliedern der ge—

wählten Vertretungskörper oder ihren Ausschüssen vorbehal-

ten, den hauptamtlichen Gemeindebeamten also vorenthalten

wird° Ähnliches gilt für den eigentlichen Selbstverwal-

"tungsbereich der Sozialversicherungsträger, zu dem etwa

Entscheidungen über Grundstückskäufe, die Errichtung von

Verwaltung„gebäuden oder Heilstätten, die Anlage des Vermö—

gens usw: gehören= Insoweit kann daher der kommunalrecht—

liche Begriff der laufenden Verwaltungsgeschäfte, der auch_

noch den Richtlinien des Reichsversicherungsamtes (BVA)

3über die Aufgaben der Geschäftsführer bei den gewerblichen

Berufsgenossenschaften vom 23, April 1955 (AN 1935, 222)

zugrunde liegt, unbedenklich übernommen werden,

‘Soweit es sich dagegen um gesetzlich übertragene Pflichtauf«

‘gaben handelt, die sich in der Auslegung und Anwendung von

Rechtsnormen erschöpfen, kann die genannte Begriffsbestim—

- 6 _
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mung für die Träger der Sozialversicherung nur mit erheb_

lichen Einschränkungen gelten, Insoweit fällt nämlich für

die Aufgabenverteilung innerhalb einer Körperschaft nicht

oder kaum ins Gewicht, welches Organ gerade die betref-

fende Aufgabe wahrnimmt, sofern nur das Recht richtig an—

gewendet wird° Reine Rechtsfragen zu beantworten, sind

aber die — entsprechend vorgebildeten - hauptamtlichen

Mitglieder der Geschäftsführung eines Versicheruncstra5.-s

im allgemeinen besser geeignet als die ehrenamtlichen Vor—

ste ndsmitg glieder. Bei der Erfüllung von Pflichtaufgaben

der Versicherun5strä5er kann es deshalb nicht den Ausschla5

5eben, ob ein Verwaltungsgeschäft sich mehr oder weniger

häuxi5 wiederholt und welche sachliche, insbesondere wirt—

schatt liche Bedeutung es fur den Versicherungsträ ger hatr

Auch seltenere oder wirtschaftlich bedeutsamere Geschäfte,

etwa erhebliche Lei.stun 5snachzahlun5en an einzelne Versi—

cherte oder Gruppen von ihnen, sind daher in der Regel

zur laufenden Verwalt tung zu rechnen, es sei denn, daß die

Entscheidung außerdem wesentlich von Erwägungen abhängt,

die die gesamte "Verwa ltun5spolitilz" des Versicherungsm

trä5ers berühren und aus diesem Grunde in die Zuständi5«

keit des Vorstandes fallen„ Im übri5en bleibt der Vor—

stand, wie ausgeführt, für alle bedeutsameren Geschäfte

zuständig, die zu den Sélbstverwaltungsan5ele5enheiten

des Versicherungsträ5ers in dem gekennzeichneten engeren

Sinne gehören und über bloße Verwaltungsroutine hinaus-

gehenc Mit dieser Abgrenzung der laufenden Verwaltungs-

»eschäfte glaubt der Senat, dem Sinn des Gesetzes, das

den Vorstand von allen seiner Stellung und Zusammensetzung

nach nicht 5emäßen Aufgaben entlasten will, und damit auch

den Bedürfnissen der Praxis gerecht zu werden Sie vermin—

dert 1erner die Rechtsunsicherheit die der Anwendung

eines unbestimmten Rechtsbe5riffes wie dem der "laufenden

Verwaltung" notwendig anhaftet, die aber gerade-in der

Frage, welches Organ den Versicherungsträger bei der Erle_

digung eines Verwaltungsgeschäfts gesetzlich zu vertreten

hat, besonders schwer erträglich ist,

-'(..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


? -7'-=

Im vorliegenden Fall hat die klagende LVA einen Schadens«
ersatzanspruch wegen eingetretener Beitragsverluste gel—

tend gemacht. Ob und Wann ein solcher Anspruch gegen eine

Einzugsstelle zu erheben ist, hat der Hentenversicherungs—

träger allein nach rechtlichen Gesichtspunkten zu prüfeng

Die Entscheidung hängt dabei häufig, wie auch hier, von

der Beantwortung schwieriger Rechtsfragen abc Mit dem

eigentlichen Selbstverwaltungsbereich der Klägerin, der

von Erwägungen der zweckmäßigkeit beherrscht wird, hat
das Streitige Verwaltungsgeschäft nichts zu tun; es ist

vielmehr - wie auch die Geltendmachung sonstiger Aus-

gleichsansprücne zwischen Sozialversicherungsträgern -
Bestandteil ihres gesetzlich normierten Aufgabenkreises

und Steht im übrigen in engem Zusammenhang mit der den

Hentenversicherungsträgern als Recht und Pflicht über-

tragenen Überwachung des Einzugs ihrer Beiträge durch die

Einzugstellen (@ 1437 RVO)„ Für die Frage nach der lau—
fenden Natur des vorliegenden Verwaltungsgeschäfts kommt

es deshalb nicht entscheidend darauf an, ob und wie häu—

fig.sich dieser Vorgang in der Verwaltungspraxis der Klä-

gerin wiederholt und Welche (wirtschaftliche)Bedeutung

ihm im Einzelfall für den Geschäftsbetrieb der Klägerin'

zukommt„ Da er auch keine wesentlichen Interessen der

allgemeinen Verwaltung des Rentenversicherungsträgers be—
rührt, ist er somit ein Geschäft der laufenden Verwaltung

im Sinne des 5 8 Abs„ & des Selbstverwaltungsgesetzes,

für das die Mitglieder der Geschäftsführung zuständig

sind (ebenso im Ergebnis Brackmann, Handbuch der Sozial—

versicherung, l, bis 6, Auflage, 8, 156 l; vgl° auch

Sauerwein, ZfS 1951, 85 f)„
— Nicht zu entscheiden braucht

der Senat hiernach, ob der Vorstand ein zu Unrecht von

einem Mitglied der G63chäftsführung vorgenommenes Verwal—

tungsgeschäft nachträglich genehmigen kann (vglc BGH in

NJW 1966 8° 2402), ob eine solche Genehmigung auch still-

schweigend möglich ist, und ob im Hinblick darauf, daß
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die Mitglieder der Geschäftsführung dem Vorstand des Benten«

versicherungsträgers mit beratender Stimme angehören (@ 8

Abs° 3 des Selbstverwaltungsgesetzes), eine stillschweigende

Genehmigung darin liegen kann; daß der Vorstand die ihm be-

kannte Vornahme eines Verwaltungsgeschäfts durch ein Mitglied

der Geschäftsführung nicht beanstandet"

Der vorliegende Rechtsstreit, in dem die klagende LVA Schan

densersatz für den Ausfall von Rentenversicherungsbeiträgen

fordert, die ihrer Ansicht nach durch Verschulden der bel<lag‚

ten Ersatzkasse - als Einzugsstelle nach @ 1399 RVO = uneinv

bringlich geworden sind, gehört‚ wie das Berufungsgericht zu"

treffend entschieden haat, zu den öffentlich—rechtlichen Strei—

ti g.keiten in Angelegenheiten der Sozialversiche rung und ÖHiRjÜ

vor die Gerichtader Sozialgerichtsbarkeit (@ 51 Abs„ 1 des

Soz7ia 1gerichtsgesetzes -%GG—)

Nach @ 1399 Abs„ 1 und 2 EVO werden die Beiträge zur geseth

lichen Rentenversicherung‚ die die Arbeitgeber für versichen

rungspflichtige Beschäftigte zu entrichten haben, von den

Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung zusammen mit den

Krankenversicherungsbeiträgen eingezogen„ Einzugsstellen in

diesem Sinne sind auch die Ersatzkassen, allerdings nur für

ihre krankenversicherungspflichtigen Mitglieder (vgl„_5$ 1399

Abs„ 2 Satz 2, 1Ä33 RVO)C Soweit der Einzug der Rentenversiu

cherungsbeiträge den Erlaß von VerWaltungsakten über die Ver—

sicherungspflicht‚ die Beitragspflicht oder die Beitragshöhe

erfordert, entscheidet ebenfalls die Einzugsstelle, die dabei

an Erk ärungen des Rentenversicherungsträgers zu Rechtsf1ra;e r

von grundsätzlicher Bedeutung gebunden ist (5 1399 Abs° 3 und

4 RVO)„ Weitere Vorschriften über die Beziehungen der Rentenv

versicherungsträger zu den Einzugsstellen, insbesondere über

deren Pflicht zur rechtzeitigen Einziehung und Abführung der

Rentenversicherun gsbeiträge, enthalten die @@1M33 ff EVO

und die auf Grund des @ 1433 erlassenen allgemeinen Vern:al=

tungsvorsch11ften des
Bund?3?ihisters„

@ 1436 Abs„ 1 EVO

bestimmt sodannz
} - - . —
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Verletzt eine Einzugsstelle schuldhaft eine der

Verpflichtungen„ die ihr hinsichtlich des Einzugs

der Beiträge zur Rentenversicherung der Arbeiter

obliegen„so ist sie dem zuständigen Träger der
Rentenversicherung schadensersat2pflichtig‚ Die-

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches ü0er

die Haftung für Vertragsverletzungen finden ent»

sprechende Anwendung„ Das gilt insbesondere, wenn

eine Einzugsstelle die Beiträge schuldhaft ver—

Spätet einzieht„

Die in den 55 1453 ff EVO normierten Pflichten der Einzugs—
stelle zur rechtzeitigen Einziehung und Abführung der Ren—

tenversicherungsbeiträge gehören dem öffentlichen Recht an:
Der Gesetzgeber hat sie der Einzugsstelle im öffentlichen

Interesse auferlegt, um den Rentenversicherungsträgern die

ordnungsmäßige Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu ermöglichen„

Die Einzugsstelle kann auch von der Aufsichtsbehörde mit

hoheitlichen Mitteln {@ 30 EVO) zur Erfüllung ihrer Pflich«

ten angehalten werden»

Was für die genannten Pflichten gilt, trifft auch für Scha»

densersatzansprüche zu, die aus einer Verletzung dieser

Pflichten entstehen; auch sie sind öffentlichmrechtlicher

Art (vgl° RGZ in 14Ä, 15, 21 unter Hinweis auf Jellineck‚
Verwaltungsrecht; }„ Auflage, 80 50 ff; RG in Reichsaroeits—

blatt 1937 I 86, 88)„ Daß auf solche Schadensersatzansprüche

Vorschriften des bürgerlichen Rechts entSprechend anzuwenden

sind‚ wie @ lü36 Abs° 1 EVO vorschreibt, ändert an ihrer

Rechtsnatur nichts„ Das „ noch weithin ungeschr1ebene „ öf»

fentliche Recht greift nicht selten auf Vorschriften des

bürgerlichen Rechts zurück, in denen sich allgemeine Rechts—

gedanken ausprägen (Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungs—

rechts, 7„ Auflage, @ 9 S‚ 15M ff)„ Ein Schadensersatzan—

spruch des Rentenversicherungsträgers wegen nicht rechtzeiti—

ger Einziehung oder Abführung von Rentenversicherungsbeiträ«/

—
|
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gen ist mithin öffentlich=rechtlich und ein darüber geführ-
ter Rechtsstreit eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit,

die ihrem Gegenstand nach, wie nicht näher begründet zu weru
den braucht, eine Angelegenheit der Sozialversicherung be-

trifft, Als solche gehört sie nach 5 51 SGG vor die Gerichte
der Sozialgerichtsbarkeit, sofern der Gesetzgeber sie nicht

ausnahmsweise einer anderen Gerichtsbarkeit zugewiesen hat;

Das ist nicht geschehen°

@ 13 des Gerichtsverfessungsgesetzes (GVG) weist den Zivil«
gerichten nur bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zu, Zu ihnen

wurden allerdings früher auch Streitigkeiten gerechnet, die

dogmatisch zwar als öffentlich=rechtlich anzusehen sind,

über die aber bei 5rlaß des GVG oder eines späteren Gesetzes,

aus dem der Klaganspruch hergeleitet wurde, wegen des sonst

fehlenden Rechtsschutzes gewohnheitsrechtlich die Zivilgea

richte entschieden — sog, bürgerliche Rechtsstreitigkeiten

kraft Überlieferung
—

(vgl° Rosenberg, Lehrbuch des deut—

schen Zivilprozeßrechts, 8„ Aufl„‚ 5 11 II 3°b Sc M2 f;

Baumbach/Lauterbach, ZPO, 29„ Aufl., @ 13 GVG Anm„ 2 A)‚

Ob und für welche Ansprüche sich eine solche, lediglich area

ditionell begründete Zuständigkeit der Zivilgerichte auch

heute noch rechtfertigen ließe, kann hier offenbußeiben°

(vgl„ die Begründung zu @ ÄO VWGO, wiedergegeben bei

Eyermann/Fröhler, @ 40 VwGO er 92), Über Schadensersatzen—

sprüche auf Grund der — erst 1957 in Kraft getretenen = Vor-

schrift des 5 1436 EVO hatten die Zivilgerichte niemals zu
entscheiden„ Sie hatten auch nie, wie das Berufungsgericht

näher ausgeführt hat (vgl„ das in Breithaupt 1963 SO 827

abgedruckte Urteil), über rechtsähnliche Ansprüche, insbe»

sondere der Träger der Arbeitslosenversicherung gegen die

Einzugsstellen, zu befinden (vgl° jetzt @ 160 Abs„ 4 AVAVG

‘und früher 5 6 der Verordnung über die Einziehung der Bei-

träge zur Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung vom 9„2„1938‚ BGBl I S„ 182, dazu BVA in

AN 1941, 355)„ Das Reichsgericht hat sogar in einem Urteil
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vom Jahre 1934 — bevor die Entscheidung über Schadensersatz— @

'ansprüche aus 5 6 der genannten Verordnung den Beschlußw
behörden der Reichsversicherung übertragen wurde = den Zivil»

rechtsweg insoweit ausdrücklich für unzulässig erklärt (RGZ

144, 15)„ Mit einer traditionellen Zuständigkeit für Strei—

tigkeiten der vorliegenden Art kann somit die Kompetenz der

Zivilgerichte entgegen der Ansicht der Beklagten nicht be-

gründet werden°

Sie folgt auch nicht, wie die Beklagte meint, aus 5 40 Abs° 2

Satz 1 der (am 1„ April 1960 in Kraft getretenen ) VwGO, wo—
nach u„e° für Schadensersatzansprüche aus der Verletzung

öffentlich—rechtlicher Pflichten der ordentliche Rechtsweg

gegeben 1537 Mit dieser Vorschrift sind bestimmte Streitigkei«

ten « abweichend von dem Grundsatz in @ 40 Abs, 1 Satz 1 VwGO,

der den Verwaltungsrechtsweg für alle öffentlichmrechtlichen

Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art eröffnet «
"durch Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrücklich zuge—
wiesen” werden“ Das ist geschehen, weil man es bei der Bera-

tung der VwGO im Bundestag für zweckmäßig gehalten hat, daß

über Streitigkeiten, die mit den durch Art„ 14 und 34 GG den

us EntnQ
'l

ordentlichen Gerichten zugewiesenen Streitigkeiten

eignung und Amtspflichtverletzung eng zusammenhängen, ebene

falls die ordentlichen Gerichte entscheiden (vgl° zur Entste-

hungsgeschichte des @ 40 Abs„ 2 VwGO BGHZ 43, 34, 58 ff und

269, 277 f; Köhler, VwGO@ 40 Erlc I 5, s‚ 180 f); 5 40 Abs„2

Satz 1 VwGO hat mithin "keinesweg alle Schadensersatzansprüm

che aus der Verletzung öffentlich-rechtlicher Pflichten „„,

den ordentlichen Gerichten zugewiesen" (BGHZ 43, 278), sondern

nur den bisherigen "Besitzstand" der Zivilgerichte aus Zweck-
mäßigkeitsgründen auf gewissen Teilbereichen des öffentlichen

Rechts aufrechterhalten„ Die Vorschrift ist deshalb einschrän—

—kénd auszulegen° Das gilt insbesondere für die den Zivilgerichn
ten vorbehaltenen Schadensersatzansprüche aus der Verletzung

öffentlich—rechtlicher Pflichten„ Nicht dazu gehören jedenfalls
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solche Ansprüche, über die die Zivilgerichte niemals zu ent—

scheiden hatten° Das trifft, wie dargelegt, für Schadens—

ersatzansprüche der hier streitigen Art zu, Insoweit sind

deshalb die Zivilgerichte auch nach dem Inkrafttreten des

5 40 Abs° 2 VwGO nicht zuständig geworden (ebenso im Ergeb—

nis Jantz/Zweng, Das neue Recht der Rentenversicherung der

Arbeiter und der Angestellten, Anm° 2 zu @ 1Ä36 EVO; Brack«

mann aaO, S, 372 i; Brochhoff in RVO—Gesamtkommentar, Anm„

zu @ 1436),

Im übrigen würde der Gesichtspunkt des Sachzusammenhanges,

der_der Rechtswegregelung des @ 40 Abs° 2 VwGO zugrunde

liegt, eine Zuweisung der vorliegenden Streitsache an die

!)Lvilgerichte selbst dann nicht rechtfertigen, wenn sie nacZ

& 40 Abs, 2 Satz 1 VwGO ohne Rücksicht auf ihren bisherigen

"Besitzstand" für die dort genannten Ansprüche zuständig
sein sollten, Wie der BGH wiederholt entschieden hat, steht

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, die ihre Aufga—

ben mit Hilfe von Bediensteten einer anderen Körperschaft

erfüllt, auch bei schuldhaftem Handeln dieser Personen kein

Schadensersatzanspruch wegen Amtspflichtverletzung zu; Das

Bestehen einer Amtspflicht setze eine rechtliche Beziehung

voraus, Ji€ sie für das Verhältnis des Bürgers "gegenüber"

der Verwaltung charakteristisch sei; eine solche Beziehung

fehle, wenn mehrere Verwaltungsträger zur Erfüllung einer

gemeinsamen Aufgabe "gleichsinnig und nicht etwa je in
Vertretung widerstreitender Interessen" zusammenwirkten;

dem außenstehenden Dritten erschienen sie dann als eine

Einheit und ihre Beziehungen untereinander als ein Internum

(so BGHZ 26, 232, 234 ff für das Verhältnis von Versiche—

rungsamt und Rentenversicherungsträger bei der Beurkundung

von Rentenanträgen; vgl° ferner BGHZ 27, 210, 213; BGHZ 32,

1M5 ff; NJW 1966, 1179, 1181 unter II)° Nach dieser « vom
erkennenden Senat gebilligten - Rechtsauffassung erfüllen

auch die Bediensteten einer Einzugsstelle bei der Einzie—

hung und Abführung von Rentenvcrsicherungsbeiträgen keine.
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Amtspflichten gegenüber dem Rentenversicherungsträger, da

die Einzugsstelle und der Rentenversicherungsträger dabei

nicht widerstreitende Interessen vertreten, sondern

"gleichsinnig" zusammenwirken° Schadensersatzansprüche
nach @ lü36 RVO können deshalb aus rechtlichen Gründen

nicht mit Amtshaftungsansprüchen des Rentenversicherungs-

trägers zusammentreffen, so daß hier das entscheidende

Motiv, das den Gesetzgeber in $ #0 Abs„ 2 Satz 1 VwGO bewo-

gen hat} die darin genannten Schadensersatzansprüche den

Zivilgerichten zuzuweisen,entfällt°

Das LSG hat somit die Zulässigkeit des Rechtsweges zu den

fGerichten der Sozialgerichtsbarkeit zutreffend bejaht und

dem SG mit Recht aufgegeben, die bisher unterbliebene Sach»

prüfung nachzuholen„ Die Revision der Beklagten ist unbe—

gründet„

Die Kostenentscheidung bleibt dem abs hließenden Urteil des

SG vorbehalten„
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